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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Leichlingen 
 
51 Wahlbekanntmachung über die Wahl zum 17. 

Deutschen Bundestag am 27. September 2009 von 
8.00 bis 18.00 Uhr 

 
52 Vorläufige Besitzeinweisung mit Überleitungs-

bestimmungen zum Flurbereinigungsverfahren 
Witzhelden-Wupperhänge 
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51 

Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 27. September 2009 findet die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag statt. Die Wahl 

dauert von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Leichlingen, Wahlkreis 101, Rheinisch-Bergischer-Kreis, ist in 16 Wahlbezirke 

eingeteilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten spätestens bis zum 06. September 
2009 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem 
der/die Wahlberechtigte zu wählen hat. 

  
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 13.00 in 42799 
Leichlingen, Rathaus, Am Büscherhof 1 zusammen. 
 

3. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 
Wählerverzeichnis er/sie eingetragen ist. 

 
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Reisepass 
zur Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede/r Wähler/in erhält beim Betreten des 
Wahlraums den Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jede/r Wähler/in hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer  
 
a.) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der 
     zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine   
      Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen  
      außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis   
      für die Kennzeichnung. 
 
b.) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien,  
     sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen  
      der ersten fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibe-  
      zeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 Der/die Wähler/in gibt  
 
 seine/ihre Erststimme in der Weise ab, 
  
  dass er/sie auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen  
            Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem  
            Bewerber  sie gelten soll, 
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 und seine/ihre Zweitstimme in der Weise, 
 
  dass er/sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis  
  gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher  
  Landesliste sie gelten soll. 
 
 Der Stimmzettel muss vom/von der Wähler/in in einer Wahlzelle des Wahlraumes oder  
          in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden,  
          dass seine/ihre Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, 
soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
5. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, für den der 

Wahlschein ausgestellt ist , 
 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises 
 oder 

b) durch Briefwahl teilnehmen. 
 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeinde die Briefwahlunterlagen 
(amtliche Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag) beschaffen. 
Der Wahlbrief mit dem Stimmzettel  – im verschlossenen Stimmzettelumschlag – und dem 
unterschriebenen Wahlschein ist so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zu übersenden, dass er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der 
Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
6. Jede/r Wahlberechtigte kann sein/ihr Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 

Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes). 
 

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 
Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldbuße bestraft. Der 
Versuch ist strafbar (§ 107 a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 
 
 

 
42799 Leichlingen, den 11. September 2009     
 
Stadt Leichlingen 
 
Der Bürgermeister 
 
Im Auftrag 
 
Gez. 
Gutendorf 
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Bezirksregierung Köln     Siegburg, den 07.09.2009 
Flurbereinigung Witzhelden-Wupperhänge   Dienstgebäude (bis Mitte Nov. 2009) 
Az.:  33 - 17894-      Frankfurter Str. 86-88 
        53721 Siegburg 
        Dienstgebäude  Köln (ab Mitte Nov. 2009) 
        Blumenthalstrasse 

 
Vorläufige Besitzeinweisung 

 
mit Überleitungsbestimmungen 

zum Flurbereinigungsverfahren Witzhelden-Wupperhänge 
 

1. In dem Flurbereinigungsverfahren Witzhelden-Wupperhänge, Stadt Leichlingen, Rheinisch-
Bergischer Kreis und kreisfreie Stadt Solingen wird hiermit die vorläufige Besitzeinweisung 
für sämtliche durch den Flurbereinigungsplan zugewiesenen Abfindungen angeordnet (§ 65 des 
Flurbereinigungsgesetzes -FlurbG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 
(BGBI. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794). 

 
2. Gleichzeitig werden die einen Bestandteil dieses Verwaltungsaktes bildenden 

Überleitungsbestimmungen vom März 2009 erlassen, die die Teilnehmer des 
Flurbereinigungsverfahrens mit der Ladung zur Auslegung des Flurbereinigungsplanes erhalten 
haben. Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 26. - 29. Oktober 2009. 

 
3.  Allgemeiner Stichtag für die Bemessung der Wertgleichheit der Landabfindung im Sinne des § 

44 Abs. 1, Sätze 3 und 4 FlurbG ist der 30.10.2009.  
 Abweichend von diesem allgemeinen Stichtag gehen Besitz, Verwaltung und Nutzung an den 

durch den Flurbereinigungsplan Witzhelden-Wupperhänge ausgewiesenen neuen Grundstücken 
auf die Empfänger der Abfindungsgrundstücke zu den Zeitpunkten über, die in den 
Überleitungsbestimmungen für die verschiedenen Nutzungsarten genannt sind. Die bisherigen 
Besitz-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken erlöschen zu denselben 
Zeitpunkten. Die Aberntung und Räumung der alten Grundstücke muss bis zu diesen Terminen 
beendet sein. Die sonstigen Rechtsverhältnisse, insbesondere die Eigentumsrechte, bleiben 
unverändert. 

 
4.  Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen sowie die Überleitungsbestimmungen liegen 

zwei Wochen lang zur Einsichtnahme aus: 
 

bei der Stadt Leichlingen, Am Büscherhof 1, 42799 Leichlingen, im  
Erdgeschoss des Rathauses an der amtlichen Bekanntmachungstafel (Bürgerbüro) 
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
bei der Stadt Solingen, Rathausplatz 1, 42651 Solingen, Zimmer Nr. 3044 
Montag bis Donnerstag in der Zeit von  8:00 Uhr bis 13 und  
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie Freitag von 8:00 Uhr bis 13: 00 Uhr 
 
bei der Bezirksregierung Köln, Dienstgebäude Siegburg, Frankfurter Strasse    86-88, 2. Etage, 
Zimmer 211,  Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 bis 15:00 Uhr.  
 
Die Zweiwochenfrist beginnt mit dem ersten Tage der öffentlichen Bekanntmachung der 
vorläufigen Besitzeinweisung. 
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5.  Innerhalb von 3 Monaten, vom ersten Tage der öffentlichen Bekanntmachung dieses 
Verwaltungsaktes gerechnet, können mangels einer Einigung zwischen den Vertragspartnern 
bei der Bezirksregierung Köln - Dezernat 33 - folgende Festsetzungen beantragt werden: 

 
a) angemessene Verzinsung einer vom Eigentümer für eine Mehrzuteilung in Land nach § 44 

Abs. 3 Satz 2 FlurbG zu leistenden Ausgleichszahlung durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 2 
FlurbG), 

b) Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleiche infolge eines 
eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 
FlurbG), 

c) Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der Bewirtschaftung 
des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG) 

 
Die Anträge zu 5a) und 5b) können von den beiden Vertragspartnern, der Antrag zu 5c) kann 
nur vom Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). 
 

6. Die Grenzen der durch den Flurbereinigungsplan zugewiesenen neuen Grundstücke sind in die 
Örtlichkeit übertragen und durch Grenzzeichen abgemarkt worden. Die neue Feldeinteilung 
wird den Teilnehmern des Flurbereinigungsverfahrens Witzhelden-Wupperhänge in der Zeit 
vom 26.-29.Oktober 2009 in Witzhelden Gasthof „Zur Alten Post“ erläutert und auf Antrag in 
der Örtlichkeit angezeigt. 
 

Gründe 
 

Der Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung ist gemäß § 65 FlurbG zulässig und gerechtfertigt. 
Nach dieser Vorschrift kann die Flurbereinigungsbehörde die Beteiligten vorläufig in den 
Besitz der neuen Grundstücke einweisen, wenn deren Grenzen in die Örtlichkeit übertragen 
worden sind und endgültige Nachweise für Flächen und Wert der neuen Grundstücke vorliegen 
sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststehen. 
Diese tatbestandsmäßigen Voraussetzungen des § 65 FlurbG sind im 
Flurbereinigungsverfahren Witzhelden-Wupperhänge gegeben. 
 
Die Zulässigkeit des Erlasses der Überleitungsbestimmungen folgt aus den §§ 65 Abs. 2 und 62 
Abs. 2 FlurbG. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung ist zu den 
Überleitungsbestimmungen gehört worden. Die in Ziffer 3 aufgeführten Anträge entsprechen 
den §§ 69 bis 71 FlurbG. 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist schriftlich beim 
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
- 9a Senat (Flurbereinigungsgericht)- 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 
zu erheben. 
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Falls die Klagefrist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Es wird empfohlen, der Klageschrift zwei Durchschriften beizufügen. 
 
 
 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Gemäß § 80 Absatz 2, Satz 1, Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO- vom 
19.03.1991 (BGBI. S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.08.2009 (BGBI. I S. 2870), 
wird die sofortige Vollziehung des vorgenannten Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, 
dass Rechtsbehelfe gegen den Verwaltungsakt keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
 

Gründe 
 
Es liegen auch die Voraussetzungen für die Anordnung der sofortigen Vollziehung der 
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 80 Abs. 2, Satz 1, Nr. 4 VwGO vor. 
 
Nach dieser Vorschrift kann die sofortige Vollziehung angeordnet werden, wenn sie im 
öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse von Beteiligten liegt. Die bereits oben 
dargelegten Gründe einer vorläufigen Besitzregelung rechtfertigen zugleich den Sofortvollzug. 
Insbesondere liegt es im öffentlichen Interesse und im überwiegenden Interesse von 
Beteiligten, das durch den Vorwegausbau geschaffene Wegenetz für die Bewirtschaftung der 
neu gebildeten Flurstücke heranzuziehen und somit eine ordnungsgemäße land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung umgehend zu ermöglichen. Der sofortige Vollzug bringt auch sehr 
große Vorteile für den Naturhaushalt, indem Privateigentümer in den für die Natur bedeutenden 
Bereichen nicht mehr wirtschaften können. Dabei kann eine Anpassung der Besitzlage im 
Hinblick auf die ineinander greifenden Besitzregelungen nur gleichzeitig für alle Beteiligten 
des Flurbereinigungsverfahrens gemeinsam verfügt werden. Jede Verzögerung des 
Besitzübergangs würde einen Zeitverlust von mindestens einem Jahr bedeuten, da der 
Besitzübergang wirtschaftlich sinnvoll nur im Herbst stattfinden kann.  
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Absatz 5, Satz 1 VwGO beantragt werden bei dem  
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
- 9a Senat (Flurbereinigungsgericht)- 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 
 
 
                      Im Auftrag 
 
L.S              gez. Rehm 
                  Oberreg.Rätin 


